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Angenommen, ein Patient
in einer privaten Klinik
benötigt eine neue
Herzklappe. Der Mann

ist 50 Jahre alt, sein Arzt möchte
ihm eine hochwertige, möglichst
langlebige Klappe implantieren.
Aber bekommt der Patient sie
auch? „Der Einkauf hat praktisch
immer bestimmt, welches Mate-
rial man als Arzt nutzen durfte“,
sagt ein Mediziner, der lange als
Herzchirurg in einer Klinik gear-
beitet hat. DerMann, der anonym
bleiben möchte, berichtet von
großem Druck, den der Klinik-
konzern auf die Ärztinnen und
Ärzte ausgeübt habe. Nur selten
hätten sie teure Implantate nut-
zen können: „Als Ärzte mussten
wir immer sehr darum kämpfen.“

Die Preise für Herzklappen un-
terscheiden sich stark, sie begin-
nen in etwa bei 500 Euro, teurere
Modelle liegen bei deutlich mehr
als 2000 Euro. Da die meisten Kli-
nik-Behandlungen bislang über
Fallpauschalen abgerechnet wer-
den, kann es sich für Krankenhäu-
ser lohnen, bei der Auswahl der
Medizinprodukte zu sparen.

„Es gibt in der Qualität desMa-
terials aber Unterschiede“, sagt
der Arzt: „Manche Herzklappen
haben zum Beispiel eher schlech-
te Durchflusseigenschaften, ande-
re halten nicht so lange.“ Einem
80-jährigen Patienten könne man
eine „billige Schweineklappe“ im-
plantieren, doch wenn der Patient
50 Jahre alt sei, „dann kämpft man
als Arzt in so einer Klinik darum,
dass er eine teurere Klappe be-
kommt, die länger hält“.

Auch bei Herzschrittmachern
und anderen Produkten habe es
in der Klinik diesen Kostendruck
gegeben, sagt der Mediziner. „Für
uns als Ärzte war das nicht schön,
wir wollten die Patienten optimal

versorgen.“ Er habe auch Patien-
ten gehabt, die sich gegen eine
Operation in der privaten Klinik
entschieden, erzählt der Medizi-
ner: „Die hatten sich informiert
und nachgelesen, welche Implan-
tate es sonst noch gibt.“

Zu den in Baden-Württemberg
vertretenen Klinikkonzernen und
-verbünden zählen Sana und He-
lios. Beide Unternehmen schrei-
ben auf Nachfrage, dass Wirt-
schaftlichkeit und Versorgungs-
qualität für sie zusammengehö-
ren. „Nur bei ausreichender
Wirtschaftskraft kann auch in den
medizinischen Fortschritt inves-
tiert werden“, teilt die Sana Kli-
niken AG mit. Helios erklärt, die
Qualität der Behandlungen wer-
de „flächendeckend und konse-
quent“ gemessen: „Wir tun dies
seit mehr als 25 Jahren und opti-
mieren so unsere Qualität, damit
unsere Patient:innen bestmöglich
und sicher behandelt werden.“

In ihren Antworten schreiben
die Unternehmen auch, wie fest-
gelegt wird, welche medizini-
schen Produkte die Krankenhäu-
ser nutzen. Bei Sana entscheiden
demnachmedizinische Fachgrup-
pen, „denen Chefärzte und leiten-
de Ärzte der jeweiligen Fachdis-
ziplinen angehören“, über die
Auswahl von Herzklappen und
anderen komplexen Medizinpro-

dukten. Bei Helios fällen solche
Fachgruppen – gebildet von den
leitenden Ärztinnen und Ärzten
eines Fachgebiets – auch Ent-
scheidungen über Medizintech-
nik und Arzneimittel. „Sie wäh-
len ausschließlich nach dem me-
dizinischen Nutzen für unsere Pa-
tient:innen aus“, heißt es in der
Antwort der Klinik-Gruppe.

Aber können wirklich alle me-
dizinischen Fachgruppen frei und
nach Qualitätskriterien entschei-
den? Einer, der das verneint, ist
Dr. Thomas Strohschneider. Der

Stuttgarter Arzt hat selbst lange
in einer privaten Klinik gearbei-
tet. Er erklärt: Management und
Einkauf säßen oft vor allem „mit
den von ihnen genehmen Ärzten“
zusammen, um darüber nachzu-
denken, welches Material von
welchen Herstellern eingekauft
werden solle. „Nach außen hin
sieht das nach einemMitsprache-

und Entscheidungsrecht der Ärz-
te aus, aber der Druck ist hoch,
dass man sich für das kostengüns-
tigere Produkt entscheiden muss,
auch wenn klar ist, dass die Qua-
lität vielleicht schlechter ist“, sagt
der Stuttgarter Mediziner.

Der Arzt sieht bei den Konzer-
nen allerdings auch Unterschie-
de: „Die einen sparen eher am
Personal, die anderen eher am
Material.“ Laut einer Analyse der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
PWC aus dem Jahr 2020 geben
private Kliniken für beides antei-
lig weniger Geld aus als öffentli-
che Krankenhäuser. In der Aus-
wertung heißt es, die privaten Kli-
niken hätten deshalb mehr Geld
für Finanzierungen und die In-
standhaltung. Ein Teil ihrer Ein-
sparungen gelingt den Unterneh-
men durch ihre Größe, etwa weil
sie große Produktmengen bestel-
len können. Thomas Strohschnei-
der sagt, die Ärzte würden dann
gezwungen, „die Produkte und
Implantate zu verwenden, an die
man mit langfristigen Lieferver-
trägen gebunden ist“.

In der Antwort von Helios
klingt das deutlich anders: Das
Unternehmen teilt mit, Ärztinnen
und Ärzte träfen bei der Behand-
lung immer selbst die Entschei-
dungen – und zwar „fachgerecht
und patientenindividuell“. Sana
wiederum schreibt: „Jede Ärztin
und jeder Arzt ist selbstverständ-
lich der besten Versorgung der
Patientinnen und Patienten ver-
pflichtet.“ Eine hohe medizini-
sche Qualität des genutzten Ma-
terials sei Grundvoraussetzung,
es sei aber auch eine „gewisse
Standardisierung des Portfolios“
notwendig. Der Konzern teilt mit,
in den Kliniken seien deshalb
„nicht immer alle Produkte ver-
fügbar“.

Billige Implantate imEinsatz?
Kliniken Private Krankenhäuser gelten als effizient. Doch zwei Ärzte kritisieren, mancherorts
werde auch an der Qualität von medizinischemMaterial gespart. VonMoritz Clauß

In manchen Kliniken wird offenbar Druck auf Ärztinnen und Ärzte ausgeübt, damit sie sich für preiswerte medizinische Produkte entscheiden.
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Fallpauschalen sollen gesenkt werden

Klinikenmüssen ihre
Behandlungen in der Re-
gel über Fallpauschalen
abrechnen. Damit sollen
die typischen Kosten für
einen Eingriff abgebildet
werden. Für Kranken-
häuser lohnt es sich

deshalb, möglichst viele
Patientinnen und Pa-
tienten mit gut hono-
rierten Diagnosen zu be-
handeln, während die
Behandlung möglichst
geringe Kosten verur-
sacht.

Eine geplante Klinikre-
form soll nun die Fall-
pauschalen absenken.
Zum Ausgleich sollen
Krankenhäuser feste
Beiträge erhalten, zum
Beispiel für das Vorhal-
ten von Personal.

Die einen
sparen eher

am Personal, die
anderen eher am
Material.
Dr. Thomas Strohschneider
Arzt in Stuttgart

Unfall
91-Jährige erliegt
Verletzungen
Bietigheim-Bissingen. Wenige
Tage nach einem Zusammenstoß
mit einem Auto in Bietigheim-
Bissingen (Kreis Ludwigsburg) ist
eine Seniorin ihren Verletzungen
erlegen. Die 91-Jährige starb am
Montag in einer Klinik, wie die
Polizei am Dienstag mitteilte. Die
Frau hatte am Freitag über eine
Straße laufen wollen, obwohl die
Fußgängerampel nach ersten Er-
mittlungen Rot zeigte. Auf einer
Kreuzung war sie von einemAuto
angefahren worden und auf die
Fahrbahn gestürzt. dpa

Die nach einem Vogelgrippe-Fall
im bayerischen Landkreis Dillingen an
der Donau eingerichtete erweiterte
Überwachungszone im benachbarten
Kreis Heidenheim in Baden-Württem-
berg ist aufgehoben worden. Das teil-
te das Landratsamt in Heidenheim
mit. Damit seien sowohl die Überwa-
chungszone als auch die darin festge-
legten Maßnahmen, insbesondere die
Aufstallungspflicht für sämtliche
Vögel, nicht mehr erforderlich.
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Heidenheim hebt
Schutzzone auf

Fußfessel im
Land nicht auf
derAgenda

Stuttgart. Immer wieder ignorie-
ren Männer Annäherungsverbo-
te, misshandeln ihre Partnerinnen
und Ex-Partnerinnen oder brin-
gen sie sogar um. Die elektroni-
sche Fußfessel, ein aus Sicht von
Opferschützern wirksames Mit-
tel gegen die Gefahr, ist im Ge-
waltschutzgesetz des Bundes in
solchen Fällen nicht vorgesehen.

„Es ist nicht nachvollziehbar,
warum wir nicht den erfolgrei-
chenWeg, den etwa Spanien ein-
geschlagen hat, auch hierzulande
gehen“, betont der baden-würt-
tembergische Landeschef der Op-
ferschutzorganisation Weißer
Ring, Hartmut Grasmück. Zwar
sehe das Gewaltschutzgesetz ein
gerichtliches Annäherungsverbot
vor, aber es müsse auch über-
wacht werden. Eine Fußfessel
schlägt Alarm, wenn ein Täter
sich einem gefährdeten Men-
schen nähert. Dann können sofort
Schritte zum Schutz des Opfers
unternommenwerden, zudem er-
höht die Kontrolle die Hemm-
schwelle für Annäherungen. In
Deutschland sind 2022 laut Bun-
desinnenministerium 133 Frauen
von ihren Partnern oder Ex-Part-
nern getötet worden. Auch 19
Männer verloren ihr Leben infol-
ge von Partnerschaftskonflikten.

„Personell nicht umsetzbar“
Im baden-württembergischen In-
nenministerium steht das Thema
nicht auf der Agenda. Ein Spre-
cher verweist auf ein ganzes Bün-
del bereits praktizierter Schutz-
maßnahmen für Opfer häuslicher
Gewalt wie Gefährderansprachen
oder Deeskalationshaft. In jedem
bekannt gewordenen Fall häusli-
cher Gewalt gebe es ein Gefähr-
dungsmanagement.

Datenschützer wie auch die
Polizei können sich nicht für den
Vorschlag des Weißen Rings er-
wärmen. „Personell ist das nicht
umsetzbar, wir sind bei der Poli-
zeidichte bundesweites Schluss-
licht, da können wir keine neuen
Aufgaben übernehmen“, sagt der
Landeschef der Gewerkschaft der
Polizei, Gundram Lottmann. Zu-
dem handele es sich bei häusli-
cher Gewalt meist um einfache
Körperverletzung. Priorität müs-
se deshalb die im Polizeigesetz
des Landes verankerte Überwa-
chung rückfallgefährdeter Se-
xualstraftäter haben.

DerWeiße Ring versteht nicht,
warum häusliche Gewalt als
Grund für die Fußfessel-Maßnah-
me nicht ausreicht. „Nordrhein-
Westfalen hat sein Polizeigesetz
geändert, warum ist das hier nicht
möglich?“, fragt Grasmück.

Die Grünen im baden-würt-
tembergischen Landtag stehen
der Fessel nicht grundsätzlich ab-
lehnend gegenüber. „Beinahe je-
den Tag versucht in Deutschland
ein Partner oder Ex-Partner, eine
Frau zu töten“, sagt deren Innen-
experte Oliver Hildenbrand. Der
Schutz von Frauen vor Partnerge-
walt müsse deshalb intensiviert
werden. dpa

Prävention Überwachung
von Gewalttätern könnte
für mehr Schutz sorgen.
Trotzdem ist der Vorschlag
umstritten.

Gewalt
Schüsse vor Club:
Drei Verletzte
Mannheim. Durch Schüsse vor
einem Mannheimer Nachtclub
sind drei Menschen verletzt
worden. Eine Frau und zwei
Männer kamen in Krankenhäuser,
Lebensgefahr bestand nach Poli-
zeiangaben von Dienstag aber
nicht. Am Sonntag kurz nach
Mitternacht sei auf eine Men-
schengruppe geschossen worden,
die sich im Eingangsbereich des
Clubs in der Mannheimer In-
nenstadt befand, teilte die Polizei
mit. Der mutmaßliche Täter
flüchtete. dpa

Sprayer
Hakenkreuze an
Marktfassade
Ditzingen. Zwei Hakenkreuze ha-
ben unbekannte Täter auf die
Wand eines Drogeriemarkts in
Ditzingen (Landkreis Ludwigs-
burg) gesprüht. Ein Zeuge will
laut Polizei beobachtet haben,
wie zwei Jungen die Fassade des
Marktes imOrtsteil Hirschlanden
mit Hakenkreuzen, und Verkehrs-
zeichen besprühten. Der Mann
verständigte die Polizei, die
Sprayer flüchteten jedoch vor
dem Eintreffen der Beamten. Der
Sachschaden wurde mit rund
2000 Euro beziffert. dpa

Ditib stärker
unter
Beobachtung

Stuttgart. Baden-Württembergs
Innenministerium beobachtet mit
„erhöhter Aufmerksamkeit“, wie
sich der islamische Verband Di-
tib im aktuellen Nahostkonflikt
verhält. Grund sei die enge An-
bindung des Verbandes an das
türkische Präsidium für religiöse
Angelegenheiten (Diyanet), teil-
te Innenminister Thomas Strobl
(CDU) in einer Antwort auf eine
Anfrage der Landtags-AfD mit.

„Eine deutliche antiisraelische
wie auch antijüdische Position ist
zwar nicht in den Verlautbarun-
gen von Ditib, aber in denen von
Diynet erkennbar“, heißt es im
Schreiben Strobls. Zugleich ver-
weist der Minister darauf, dass
hochrangige Ditib-Vertreter an
Solidaritätskundgebungen für Is-
rael – etwa am 9. Oktober 2023 in
Stuttgart – teilgenommen hätten.

Kritisch sieht das Ministerium
Äußerungen von Vertretern der
„Islamischen Gemeinschaft Milli
Görüs“. Deren Generalvorsitzen-
der Kemal Ergün und der Gene-
ralsekretär Ali Mete hätten sich
zu dem Angriff der Terrororgani-
sation Hamas auf Israel vom 7.
Oktober 2023 relativierend geäu-
ßert. Auch bei der „Deutschen
Muslimischen Gemeinschaft“ sei
bislang keine Verurteilung des
Hamas-Angriffs erkennbar,
schreibt Strobl. dpa

Sicherheit Der islamische
Verband wird vom
Innenministerium auf
seine Haltung gegenüber
Israel überprüft.

Prozentmehr Bienenvölker haben die
organisierten Imkerinnen und Imker in
Baden-Württemberg 2023 gehabt als
2013. Die Völkerzahl ist von 156 405
auf 213 667 gestiegen, heißt es in einer
Antwort des Stuttgarter Landwirt-
schaftsministeriums auf eine Anfrage
der CDU im Landtag. Die Zahl der or-
ganisierten Imker sei in der Zeit um
60 Prozent gewachsen. dpa
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Strobl
reimt

Stuttgart. Die geschlechterge-
rechte Sprache hat Landesinnen-
minister Thomas Strobl beim
Empfang für die Karnevals- und
Fasnachtsvereine am Dienstag in
Stuttgart zum Thema gemacht.
„Sternchen, Doppelpunkte und
Binnen-I, kurz gesagt: Das brauch
ich nie“, reimte der CDU-Politi-
ker nach Angaben eines Spre-
chers vor Hunderten Karnevalis-
ten.

In der Landesregierung hatte
es in der Vergangenheit Diskus-
sionen um ein Genderverbot für
Landesbehörden gegeben. Da-
raufhin stellte das Kabinett klar,
dass die Landesverwaltung im
förmlichen Schriftverkehr das
amtliche Regelwerk der deut-
schen Rechtschreibung einhalte.

Strobl vertrat bei dem Empfang
im Neuen Schloss Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann
(Grüne). Der Regierungschef war
als Privatmann bei einer anderen
Veranstaltung. Strobl feierte in
Stuttgart mit den Delegationen
des Landesverbandes Württem-
bergischer Karnevalvereine, der
Vereinigung Badisch-Pfälzischer
Karnevalvereine und des Narren-
rings Main-Neckar. dpa

Fasnacht Innenminister
nimmt vor Vereinen
Gendersprache aufs Korn.


